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Wir in Europa - 
Für Sie in Europa 

Um im gemeinsamen Interesse aller Europäer Fort- 
schritte zu erzielen, bildet das Prinzip der Subsi- 
diarität die Grundlage unserer Politik. Nach dem 
Subsidiaritätsprinzip darf die Europäische Union nur 
da tätig werden, wo die einzelnen Mitgliedstaaten, 
Regionen oder Kommunen die gewünschten Ziele 
nicht alleine erreichen können. Die CDU/CSU-Grup- 
pe im Europäischen Parlament setzt sich nach- 
drücklich dafür ein, dass dieses Prinzip auch nach 
der Erweiterung der EU am 1. Mai Grundlage der Eu- 
ropapolitik bleibt. 
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Für mehr Biirgernähe und Transparenz 

Um im gemeinsamen Interesse aller 
Europäer Fortschritte zu erzielen, 

bildet das Prinzip der Subsidiahtät die 
Grundlage unserer Politik. 

Nach dem Subsidiaritätsprinzip darf 
die Europäische Union nur da tätig wer- 
den, wo die einzelnen Mitgliedstaaten, 
Regionen oder Kommunen die ge- 
wünschten Ziele nicht alleine erreichen 
können. 

Durch die Erweiterung der Union 
sind Veränderungen im Herzen der Eu- 
ropäischen Union dringend erforderlich 
geworden, um Transparenz, Bürger- 
nähe und Effizienz herzustellen. Für 
diesen Reformprozess wurde ein Kon- 
vent aus Mitgliedern der nationalen Re- 
gierungen und Parlamente, der Eu- 
ropäischen Kommission und des Eu- 
ropäischen Parlaments gebildet. Die- 
ser Konvent bildete den richtigen 
Rahmen für die Ausarbeitung eines 
Vorschlags für einen europäischen Ver- 
fassungsvertrag. 

Auch nach dem Scheitern der Re- 
gierungskonferenz Ende letzten Jahres 
muss der Entwurf des Konvents wei- 
terhin die Grundlage für einen EU-Ver- 
fassungsvertrag bleiben. Wenn die Fra- 
ge der Handlungsfähigkeit der erwei- 
terten Union nicht schnell gelöst wird, 
besteht die Gefahr, dass es zu einem 
„Europa der unterschiedlichen Ge- 
schwindigkeiten", einer Rückkehr zur 
intergouvemementalen Methode oder 
sogar zu einem Auseinanderfallen der 
EU kommt. 

Wirtschaft, Wettbewerb, Wohlstand 

Wir streben ein Europa an, das im 
Rahmen des gemeinsamen Binnen- 
marktes Wohlstand schafft und im Welt- 
maßstab wettbewerbsfähig ist. Gleich- 
zeitig wollen wir in Übereinstimmung mit 
dem Grundsatz der nachhaltigen Ent- 
wicklung das Wohlergehen aller Men- 
schen nichtnurin Europa, sondern in der 
ganzen Welt fördern. 

Die CDU/CSU-Gruppe setzt sich für 
eine unbürokratische Ausgestaltung des 
europäischen Binnenmarktes ein. Be- 
sonders der Mittelstand ist auf die Ent- 
lastung von Bürokratie angewiesen. 
Durch Deregulierung kann die Europäi- 
sche Union einen wesentlichen Beitrag 
zu mehr Wachstum und Beschäftigung 
leisten. 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und neue wettbewerbsfähige Arbeits- 
plätze sind unser herausragendes Ziel. 
Die Ursachen für die hohe Arbeitslosig- 
keit in Deutschland sind jedoch struk- 
tureller Natur und liegen vor allem im na- 
tionalen Bereich. 

Wegen der nationalen Unterschiede 
in den Ursachen der Beschäftigungs- 
krise sind europäische Vorgaben zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit un- 
tauglich. Die Flexibilisierung des Arbeits- 
markts, Stärkungdes Mittelstands, Um- 
bau des Sozialstaats und Reform des 
Steuersystems müssen in Deutschland 
geleistet werden. 
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Forschung fördern - Werte achten 

Die CDU/CSU-Gruppe befürwortet 
nachdrücklich die Forschung im Bereich 
Medizin und Biotechnologie. 

Wir unterstützen die Wissenschaft- 
ler, die Behandlungsmethoden für bis- 
her unheilbare Krankheiten suchen und 
Firmen, die in diesem Bereich investie- 
ren und Arbeitsplätze schaffen. Die mei- 
sten Forschungen in diesem Bereich 
treffen nicht auf grundsätzliche ethi- 
sche Bedenken und können auch im 
Rahmen der geltenden Gesetze in 
Deutschland durchgeführt werden. Be- 
sonders viel versprechend ist die For- 
schung mit so genannten „adulten 
Stammzellen", die dem Körper erwach- 
sener Menschen entnommen werden. 
Innerhalb des Europäischen Parlaments 
konnten wir durchsetzen, dass diese 
ethisch unbedenkliche Forschung prio- 
ritär gefördert wird. 

Dagegen lehnen wires strikt ab, dass 
ethisch umstrittene und in Mitglied- 
staaten wie Deutschland verbotene Vor- 
haben aus dem EU-Haushalt gefördert 
werden. Insbesondere die verbrauchen- 
de Embryonenforschung sollte vom 6. 
Forschungsrahmenprogramm der EU 
ausgeschlossen werden. 

Eine Mehrheit von Sozialdemokra- 
ten, Liberalen und Kommunisten ver- 
hinderte jedoch, dass sich das Europäi- 
sche Parlament zu diesem klaren ethi- 
schen Rahmen bekannte. 

Asyl und Einwanderung im 
Interesse Deutschlands regeln 

Die Politikbereiche Einwanderung 
und Asyl sind in der EU inzwischen ver- 
gemeinschaftet. Sobald die EU von die- 
ser gesetzgeberischen Kompetenz Ge- 
brauch macht, sind die Mitgliedstaaten 
gebunden. Die EU regelt aber nur den 
rechtlichen Rahmen der Einwanderung. 
Die Entscheidungdarüber, ob und in wel- 
chem Umfang Einwanderung stattfin- 
det, liegt weiter in der Entscheidungs- 
hoheit der einzelnen Mitgliedstaaten. 
Dies muss nach Auffassung der CDU/ 
CSU-Gruppe auch so bleiben. 

Das Thema Einwanderung muss in 
Deutschland jedoch stärker als bisher 
unter europäischen Gesichtspunkten 
diskutiert werden. Zuwanderung hat es 
in Europa ebenso wie in Deutschland in 
Form von Asyl, Familiennachzug, Bür- 
gerkriegsflucht und in beträchtlichem 
Umfange illegal immer schon gegeben. 
In Deutschland vollzieht sich Einwande- 
rung vorwiegend ungeregelt über Asyl. 
Rund 90 Prozent der Asylantragsteller 
sind nicht wirklich politisch verfolgt, 
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sondern nutzen das deutsche Asylrecht, 
um nach Deutschland zuzuwandern. 

Die meisten von ihnen bleiben trotz 
rechtskräftiger Ablehnung ihrer Asylan- 
träge in Deutschland. Durch diese un- 
gesteuerte Zuwanderung lassen sich 
die demographischen Probleme in 
Deutschland gewiss nicht lösen. 

Für Deutschland streben wir daher 
ein politischesGesamtkonzeptan, das 
vier zentrale Zielsetzungen miteinan- 
der verbindet: 

Die Begrenzung der Zuwanderung 
unter Berücksichtigung der Aufnah- 
mefähigkeit und -bereitschaft, 

m die Wahrnehmung der humanitären 
Verpflichtungen, 

• die Steuerung der Zuwanderung un- 
ter Berücksichtigung der nationalen 
Interessen und der nationalen Iden- 
tität, 

• die Ausgestaltung der Zuwanderung 
nach Zahl und Profil in einer Weise, 
die sicherstellt, dass die Integrati- 
onsziele erreicht werden. 

wirtschaftlichen Einsatz der Fördermit- 
tel zu unterstützen. Mit der Erweiterung 
wird die Zahl der Verbraucher in der EU 
um 100 Mio., das Agrarland um 50 %, 
die Anzahl der landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräfte um 100 % ansteigen. Wir 
setzen uns daher für eine Agrarreform 
ein, die die Landwirtschaft Osteuropas 
an die Gegebenheiten in der EU heran- 
führt und zusätzliche Kosten für die Eu- 
ropäische Union vermeidet. 

Das europäische Landwirtschafts- 
modell muss auch im Rahmen der Welt- 
handelsorganisation WTO mit ihren 
strengen Subventionsmaßstäben ab- 
gesichert werden. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, dass die deutschen und eu- 
ropäischen Landwirte unter ganz an- 
deren sozialen und ökologischen Be- 
dingungen wirtschaften als ihre Kon- 
kurrenten auf dem Weltmarkt. 

Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts 

Für eine leistungsfähige 
Landwirtschaft 

Aufgabe der Europäischen Union ist 
die Agrarmarkt- und Preispolitik sowie 
die Schaffung fairer Wettbewerbsbe- 
dingungen. Dagegen müssen die Agrar- 
struktur und die ergänzende Einkom- 
menspolitik weitgehend in nationaler 
Verantwortungliegen. Die Europäische 
Union muss ihre Regelungen auf das 
unbedingt notwendige Maß beschrän- 
ken sowie vereinfachen und entbüro- 
kratisieren. 

Die CDU/CSU-Gruppe fordert eine 
nationale Kofinanzierung,  um einen 

Jeder EU-Bürger kann sich innerhalb 
der Europäischen Union frei bewegen. 
Er kann leben, lernen und arbeiten, wo 
er möchte: Das ist europäisches Bür- 
gerrecht. 

Diese einmalige Erweiterung des 
Horizonts und der Chancen der Bürger 
Europas muss abgesichert werden. 
Dazu gehören auch Schutz und 
Rechtssicherheit für Bürger, die in ei- 
nem anderen EU-Land reisen oder le- 
ben. Die Europäische Union baut ihr 
Konzept des Raumes der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts deshalb 
kontinuierlich aus. Durch die engere 
Zusammenarbeit der Behörden wird 
ein hohes Niveau an innererSicherheit 
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erreicht. Das hindert nicht, sondern 
schütztdie Bewegungsfreiheit der Bür- 
ger Europas. 

Europol ist der erste Ansatz einer eu- 
ropäischen Ermittlungsbehörde. Das 
Mandat von Europolwurde auf Drängen 
von CDU und CSU gestärkt: Es umfasst 
nun alle schwerwiegenden Formen 
der internationalen Kriminalität und 
den Kampf gegen den Terrorismus. Eu- 
ropol sorgt für den Informationsaus- 
tausch zwischen den Polizeibehörden 
der EU-Staaten und stellt Expertenwis- 
sen zur Verfügung. Die eigentlichen Zu- 
griffe erfolgen dann unter der fachli- 
chen und rechtlichen Verantwortung 
der Mitgliedstaaten. Bei Europol arbei- 
tet zur Datenanalyse und Strategieent- 
wicklung im Kampf gegen den Terroris- 
mus ein Team von Experten. 

Bessere Ausbildung - bessere 
Chancen 

Die Europäische Union und der eu- 
ropäische Einigungsprozess gründen 

auf dem gegenseitigen Respekt und 
Verständnis aller Menschen. Dieser 
Respekt und dieses Verständnis sol- 
len gefördert werden, indem die EU die 
Bürger - ob jung oder alt - ermutigt, 
sich zu treffen und voneinander zu ler- 
nen. Die Austauschmaßnahmen im 
Rahmen der Jugend- und Bildungspro- 
gramme wie SOKRATES, ERASMUS 
und LEONARDO, die Städtepartner- 
schaften und die Aktionen im Bereich 
derZivilgesellschaft, aber auch die kul- 
turellen Aktivitäten im Rahmen des Pro- 
gramms KULTUR 2000 tragen zu die- 
sem Ziel bei. 

Die Europäische Union hat sich in 
Lissabon zum Ziel gesetzt, der wettbe- 
werbsfähigste Wirtschaftsraum der 
Welt zu werden, fähig zu nachhaltigem 
Wachstum mit mehr und besseren Ar- 
beitsplätzen und einem größeren so- 
zialen Zusammenhalt. Innovations- 
fähigkeit, Qualifikationen, Wissen und 
Fertigkeiten sind der Schlüssel. Daher 
setzt sich die CDU/CSU-Gruppe für 
mehr Investitionen in das Lernen ein 
und fordert verstärkte Zusammenar- 

EU-Bildungsprogramme im Internet 

Informationen über die EU-Bildungsprogramme der Europäischen Union fin- 
den Sie auf folgenden Web-Seiten: 

SOKRATES-Internetseite: 
http://europa.eu.int/comm/education/socrates-de.html 
LEONARDO-Internetseite: 

http://europa.eu.int/comm/education/leonardo-de.html 
Diese Seiten stellen neben Ausschreibungen und Projektkompendien als 
Download Antragsformulare für die zentralen Maßnahmen, vor allem aber die 
Leitfäden in elektronischer Form zur Verfügung. Die Leitfäden geben Auskunft 
über Fördervoraussetzungen, das jeweilige Antragsverfahren, Projektlaufzei- 
ten, die Höhe der Fördermittel, förderfähige Kosten etc. 
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beit der Mitgliedstaaten zur Schaffung 
hochwertiger Bildungsmöglichkeiten 
und Bereitstellung vielfältiger Lerner- 
fahrungen. 

Unser Ziel ist es, das lebenslange 
Lernen in die Realität umzusetzen. 
Menschen aller Altersgruppen müssen 
gleiche Chancen und freien Zugang zur 
Bildung haben, damit sie das Beste 
aus ihren Möglichkeiten machen kön- 
nen. Auf diese Weise kann dazu beige- 
tragen werden, die Fundamente für die 
wissensbasierte Wirtschaft und Ge- 
sellschaft zu legen und gleichzeitig die 
soziale Integration zu fördern. Auch 
das Engagement der EU im Sportbe- 
reich geht in dieselbe Richtung. 

Die CDU/CSU-Gruppe setzt sich da- 
für ein, einen effektiven Zugang zu 
Lernmöglichkeiten überall in der Ge- 
meinschaft zu eröffnen und alle Hin- 
dernisse auszuräumen, die sich der bil- 
dungsbezogenen Mobilität in den Weg 
stellen. 

Generationengerechtigkeit 

In der Europäischen Union haben 
die Senioren eine stetig wachsende 
Bedeutung. Noch vor 50 Jahren wa- 
ren die Senioren mit weniger als 10 
Prozent ein kleiner Teil der Gesamt- 
bevölkerung. Bis zum Jahr 2020 wer- 
den die Bürgerinnen und Bürger, die 
60 Jahre und älter sind, rund 25 Pro- 
zent der Gesamtbevölkerung der EU 
ausmachen. 

Die Seniorenpolitik liegt in erster Li- 
nie in der Kompetenz der Mitglied- 
staaten. Die EU kann aber durch In- 
formations- und Erfahrungsaustausch, 
durch die  Kommunikation und Ver- 

mittlung unterschiedlicher Problemlö- 
sungsansätze in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten dazu beitragen, optimale 
Strategien zur Bewältigung der Folgen 
des demografischen Wandels zu erar- 
beiten. 

Für CDU und CSU gilt dabei das Prin- 
zip der Generationengerechtigkeit: Ei- 
nerseits ist es unumstritten, dass die 
jüngeren Generationen nicht über Ge- 
bühr belastet werden dürfen. Anderer- 
seits gilt aber auch, dass die Genera- 
tionen, die den heutigen Wohlstand 
durch ihre Arbeit überhaupt erst er- 
möglicht haben, aufgrund ihrer Le- 
bensleistungein Anrecht auf ein Leben 
in Würde und Wohlstand auch im Alter 
besitzen. 

Die CDU/CSU-Gruppe tritt für fol- 
gende Zielsetzungen ein und fordert 
dabei, auch auf positive Erfahrungen in 
den anderen  EU-Mitgliedstaaten zu- 
rückzugreifen: 

Beschäftigungsregelungen und -for- 
men, die an die Erfordernisse älterer 
Menschen angepasst sind. 
Stufenweiser Übergang in den Ru- 
hestand. 
Altersgerechte Arbeitsplatzgestal- 
tung. 
Gesicherter Zugang zur medizini- 
schen Versorgung für alle Alters- 
gruppen, um zu verhindern, dass 
Menschen der Zugang zu den neu- 
esten und besten Behandlungsme- 
thoden aufgrund eines bestimmten 
Alters verwehrt wird. 
Bildungs-und Fortbildungsangebote 
für Senioren. 
Mitwirkung der Senioren an politi- 
schen Entscheidungsprozessen, um 
aktiv ihre Interessen vertreten zu 
können. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EV P - E D - FRAKTI ON 

Erfolgreicher Start für die EU-Kom- 
missare aus den Beitrittsländern 
Als „erfolgreichen Start" für die 

schnelle Integration der Beitrittsländer 
in die Arbeit der europäischen Institu- 
tionen hat der Vorsitzende der EVP-ED- 
Fraktion, Hans-Gert Pöttering (CDU), 
den Ausgang der Anhörungen der neuen 
EU-Kommissare im Europäischen Par- 
lament bezeichnet. So hätten bereits 
sieben der zehn neuen Kommissions- 
mitglieder Erfahrung in Ministerämtern 
ihrer Heimatländer sammeln können, 
was beweise, welch große Bedeutung 
die Beitrittsländer der Tätigkeit ihrer 
Kommissare auf der europäischen Ebe- 
ne beimessen würden. Pöttering sprach 
sich in diesem Zusammenhang dafür 
aus, dass zukünftig in allen EU-Staaten 
nationalen Ministerämtern genau so 
viel Bedeutung beigemessen werden 
sollte wie europäischen Ämtern. Die 
neuen Kommissionsmitglieder hätten 
in den Anhörungen sowohl ihre fachli- 
chen Qualifikationen wie auch ihre euro- 
papolitischen Überzeugungen deutlich 
unter Beweis gestellt. 

Angesichts der wachsenden Heraus- 
forderungen in einer erweiterten EU sei 
die Verpflichtung der neuen Kommissi- 
onsmitglieder auf das Gemeinschafts- 
interesse zudem von herausragender 
Bedeutung für das zukünftige Funktio- 
nieren der neuen Kommission. Im Hin- 
blick auf die mehrfach kritisch ange- 
sprochene kommunistische Vergangen- 
heit einiger Kommissare erklärte Pötte- 

ring, dass es seinem christlichen Men- 
schenbild entspreche, „jedem Men- 
schen das Recht auf einen Neuanfang 
in seinem Leben zuzugestehen, wenn er 
gemachte Fehler bereut". Die Anhörun- 
gen seien daher zugleich eine Gelegen- 
heit gewesen, die Aufrichtigkeit der eu- 
ropäischen und demokratischen Über- 
zeugungen der neuen Kommissare zu 
prüfen. Diese hätten jetzt die Gelegen- 
heit, bis zur Berufung der nächsten EU- 
Kommission den positiven Gesamtein- 
druck auch in der praktischen Tagesar- 
beit zu bestätigen. Pöttering betonte ab- 
schließend, dass die zehn Beitrittslän- 
der durch ihre Beobachter bereits seit 
2003 intensiv an den Arbeiten des Euro- 
päischen Parlaments beteil igt gewesen 
seien: „Wir freuen uns, dass bei der Ple- 
narsitzung Anfang Mai in Straßburg nun 
auch die Beobachter als Abgeordnete 
des Parlaments mit uns über die neuen 
Kommissare abstimmen können. Dies 
ist ein großerTagfürdie Einigung Europas, 
für Frieden, Freiheit und Demokratie". 

Bessere Rahmenbedingungen für den 
Mittelstand 
Mit großer Mehrheit angenommen 

wurde der Bericht von EVP-ED-Bericht- 
erstatter Paul Rübig (Österreich) über 
das EU-Mehrjahresprogramm für Unter- 
nehmen und unternehmerische Initiati- 
ve, insbesondere im Hinblick auf kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU). Um 
eine schnelle Annahme seines Berichts 
durch das Plenum bereits in der ersten 
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Lesung zu erreichen, hatte Rübig so- 
wohl mit dem Rat als auch mit der Kom- 
mission bereits vorab eine Einigung er- 
zielt. Kernpunkt der Initiative ist dabei 
die Bewertung der Wachstums- und Be- 
schäftigungsinitiative, aus der hervor- 
geht, dass sich zwei von drei Finanz- 
instrumenten, nämlich der KMU-Bürg- 
schaftsfonds und der Startkapitalfonds, 
als erfolgreich erwiesen hätten. 

Als weniger effektiv hätte sich dage- 
gen die Förderung länderübergreifender 
Joint Ventures zwischen KMUs in der 
Europäischen Union herausgestellt, was 
sowohl auf die geringe Nachfrage als 
auch auf die schlechte Rentabilität zu- 
rückzuführen gewesen sei. Die noch vor- 
handenen Mittel in Höhe von 43 Millio- 
nen Euro sollten deshalb schnellstmög- 
lich wieder in den Gesamthaushaltsplan 
eingestelltwerden. Künftigsollte sich das 
Mehrjahresprogramm insbesondere auf 
die Unterstützung von KMU mit einem 
hohen Wachstumspotential konzentrie- 
ren, gerade weil die Unternehmen in der 
Expansionsphase Schwierigkeiten hät- 
ten, die notwendigen Finanzmittel auf- 
zubringen. 

Besserer Schutz vor Schädlings- 
bekämpfungsmitteln 
Das Europäische Parlament hateinen 

Bericht des britischen Europaabgeord- 
neten Robert Sturdy angenommen, der 
die bestehenden Regelungen überzuläs- 

sige Höchstwerte von Pestizidrückstän- 
den in Agrarprodukten tierischen und 
pflanzlichen Ursprungs zusammenfasst 
und dadurch einen besseren Gesund- 
heits- und Verbraucherschutz erreichen 
will. Ferner könnten sich die bestehen- 
den Unterschiede hinsichtlich der natio- 
nalen Rückstandshöchstwerte für Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel als Schranken 
für den innereuropäischen wie für den 
Handel mit Drittstaaten auswirken. Der 
Bericht empfiehlt daher, entsprechende 
Mindeststandards auf Gemeinschafts- 
ebene durchzusetzen, mit dem vordring- 
lichen Ziel, den Handel zu fördern und 
gleichzeitig den Verbraucherschutz zu er- 
höhen. Andererseits dürften Nutzpflan- 
zen und deren Anbau nicht durch schäd- 
liche Organismen beeinträchtigt wer- 
den, weshalb nach Ansicht des Bericht- 
erstatters ein Mindestschutzniveau ge- 
währleistet werden müsse. Ferner gelte 
es, auch die Verbraucher auf die ver- 
schiedenen Methoden des Pflanzen- 
schutzes aufmerksam zu machen, wo- 
zu nicht zuletzt der Fruchtwechsel und 
die mechanische Unkrautbekämpfung 
zählten. Das Europäische Parlament 
bekräftigte seine Überzeugung, dass 
Schädlingsbekämpfungsmittel nur auf 
dem niedrigstmöglichen Niveau einge- 
setzt werden sollten, um gesundheitli- 
che Beeinträchtigungen zu vermeiden. 

Knut Gölz, EVP-ED-Pressestelle, 
kgoelz@europarl. eu. int 
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